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Beschlüsse der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission 
vom 15. März 2012 
 
 
Die Beschlusskommission der Bundeskommission hat am 15. März 2012 die nachfolgenden Be-
schlüsse gefasst: 
 
 

A. Anlage 22 zu den AVR (Besondere Regelungen für Alltagsbegleiter) 
 

I.  In die AVR wird eine neue Anlage 22 zu den AVR – Besondere Regelungen für All-
tagsbegleiter – eingefügt, die wie folgt lautet: 
 
„Anlage 22 zu den AVR: Besondere Regelungen für Alltagsbegleiter (diese Anlage 
gilt nicht für stationäre Einrichtungen)  
 
 
Präambel 
 
1Mit dieser Regelung soll hilfe- und pflegebedürftigen alten Menschen und deren An-
gehörigen ein finanzierbares Angebot für personen- und haushaltsnahe Unterstüt-
zungsleistungen einschließlich sozialer Betreuung bei ambulanten Diensten eröffnet 
werden. 2Hilfe- und pflegebedürftigen alten Menschen soll ermöglicht werden, so 
lange wie möglich zu Hause leben zu können. 3Gleichzeitig will die Regelung ein ers-
ter Schritt zur Eindämmung der Schwarzarbeit im Bereich der häuslichen Pflege sein. 
4In Ergänzung zu den vorhandenen Angeboten der Caritas-Sozialstationen wird für 
unausgebildete Kräfte ein Angebot an neuen, sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnissen geschaffen. 
 
 
§ 1 Geltungsbereich 
 

1Diese Regelung gilt für Alltagsbegleiter in der ambulanten Altenpflege. 2Tätigkeiten 
in der stationären Pflege sowie pflegefachliche Tätigkeiten und Pflegehilfstätigkeiten 
in der ambulanten Altenpflege werden von dieser Regelung nicht erfasst. 
 
 
§ 2 Alltagsbegleitung in der ambulanten Altenpflege 
 
(1) 1Unter Alltagsbegleitung in der ambulanten Altenpflege sind folgende Tätigkeiten 
zu verstehen: 
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• Betreuung und Beaufsichtigung, 
• Unterstützung bei der Alltagsgestaltung (z.B. beim Gehen und Lesen, bei der 

Unterstützung von sozialen und kulturellen Kontakten), 
• Unterstützung bei der Alltagsbewältigung (darunter fallen z.B. einfache Tätig-

keiten im Haushalt, einfache Alltagsverrichtungen, wie Essen und Trinken 
sowie Hygiene), 

• Botengänge und begleitende Tätigkeiten, wie Begleitung bei Arztbesuchen, 
bei Physiotherapie, bei Amtsgängen. 
 

2Dabei handelt es sich ausschließlich um Tätigkeiten, die keine Vorkenntnisse erfor-
dern und nach kurzer Einweisung (bis zu einer Woche) ausgeführt werden können. 
 
(2) 1Die Alltagsbegleitung kann von hilfe- und pflegebedürftigen Menschen sowie ih-
ren Angehörigen stundenweise angefordert werden. 2Der konkrete Leistungsinhalt 
und -umfang wird individuell zwischen dem Leistungsnehmer und dem ambulanten 
Dienst als Leistungserbringer vereinbart.  
 
(3) Bei der Alltagsbegleitung handelt es sich nicht um eine Pflegesachleistung nach 
§ 36 SGB XI, nicht um ein Angebot nach §§ 45b Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB XI und nicht 
um eine Leistung der häuslichen Krankenpflege nach § 37 SGB V. 
 
 
§ 3 Anforderungsprofil an den Träger 
 
Der jeweilige Träger des Angebots „Alltagsbegleiter“ erklärt – im Sinne einer freiwil-
ligen Selbstverpflichtung – seine Bereitschaft, folgende Mindeststandards einzuhal-
ten und umzusetzen: 
• ein zeitumfängliches, qualitätsgesichertes und verlässliches Unterstützungs-

angebot für hilfe- und pflegebedürftige Menschen im häuslichen Bereich; 
• für den Bereich Alltagsbegleitung nur Mitarbeiter ohne einschlägige fachliche 

Qualifikation und ohne einschlägige Vorkenntnisse einzustellen und nur in 
diesem Tätigkeitsfeld einzusetzen; 

• eine Einarbeitung und regelmäßige fachliche Begleitung – orientiert an den 
Einarbeitungsempfehlungen des Deutschen Caritasverbandes – sowie eine 
Kontrolle der geleisteten Arbeit zu gewährleisten; 

• eine telefonische Erreichbarkeit für Leistungsempfänger und Alltagsbegleiter 
sicherzustellen; 

• bei Krankheit und Urlaub der Alltagsbegleiter und in Notfällen eine Vertretung 
zu gewährleisten. 

 
 
§ 4 Vergütung 
 
(1) Die monatliche Vergütung entspricht dem Tabellenwert der Vergütungsgruppe 11 
Stufe 1 der Regelvergütungstabelle in Anlage 3 zu den AVR. 
 
(2) 1Zeitzuschläge werden nach Anlage 6a zu den AVR gezahlt. 2In Abweichung von § 
2 der Anlage 6a zu den AVR richtet sich die Stundenvergütung nach der in Absatz 1 
festgelegten Monatsvergütung. 3Die Zeitzuschläge für Überstunden betragen je 
Stunde 25 v.H. 
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(3) Die Erstattung der Reisekosten richtet sich nach der entsprechenden Regelung 
des zuständigen Pflegedienstes. 
 
 
§ 5 Sonstige Bestimmungen 
 
1Die Bestimmungen des § 2a Absätze 3 bis 6, 10, 13, und 22 Allgemeiner Teil, der An-
lage 1 Abschnitte II, IIb, III, IV, V, VII, VIIa, VIII, VIIIa und XIV, der Anlagen 2a, 2b, 2c, 
2d, 3a, 7, 7a, 14 Abschnitt II sowie der Anlagen 19, 20, 21, 30, 31, 32 und 33 zu den 
AVR finden keine Anwendung auf Alltagsbegleiter in der ambulanten Altenpflege. 
2Ansonsten finden die AVR entsprechende Anwendung, soweit vorstehend keine 
abweichende Regelung vorgesehen ist. 
 
 
§ 6 Geltungsdauer 
 
Diese Regelung tritt zum 1. April 2012 in Kraft und ist bis zum 31. Dezember 2016 be-
fristet.“ 
 

 
II. Dieser Beschluss tritt zum 15. März 2012 in Kraft. 
 
 
 

B. Ergänzung des § 15 der Anlagen 31 und 32 zu den AVR sowie des § 
14 der Anlage 33 zu den AVR (Leistungsentgelt) 

 
 
 
1.  In § 15 der Anlage 31 zu den AVR wird Absatz 3 wie folgt neu gefasst: 
 

„(3) 1Das für das Leistungsentgelt und/oder die Sozialkomponente zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen entspricht im Jahr 2010 1,25 v.H. der ab Inkrafttreten die-
ser Anlage im Jahr 2010 gezahlten ständigen Monatsentgelte, im Jahr 2011 1,5 v.H. 
der im Jahr 2011 gezahlten ständigen Monatsentgelte und im Jahr 2012 1,75 v.H. der 
im Jahr 2012 gezahlten ständigen Monatsentgelte aller unter den Geltungsbereich 
dieser Anlage fallenden Mitarbeiter des jeweiligen Dienstgebers. 2Das zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden. 

 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  
1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozialversi-
cherungsbeiträge des Dienstgebers und dessen Beiträge für die Zusatzversorgung), 
die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen sowie Entgelt im Krankheitsfall und bei 
Urlaub, soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr ausgezahlt worden 
sind; nicht einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschä-
digungen, Einmalzahlungen, Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Struktur-
ausgleiche, unständige Entgeltbestandteile und Entgelte der Mitarbeiter im Sinne des 
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§ 3 Abs. (g) des Allgemeinen Teils zu den AVR. 2Unständige Entgeltbestandteile kön-
nen betrieblich einbezogen werden. 

 
Anmerkung zu Abs. 3:  
Ab dem Jahr 2012 strebt die Arbeitsrechtliche Kommission an, den Vomhundertsatz 
des TVöD zu übernehmen.“ 
 
 

2.  In § 15 der Anlage 31 zu den AVR wird Absatz 4 wie folgt neu gefasst: 
  

„(4) 1Kommt eine Dienstvereinbarung im Kalenderjahr 2012 zum Leistungsentgelt 
und/oder zur Sozialkomponente nicht zu Stande, wird aus dem zur Verfügung ste-
henden jährlichen Gesamtvolumen mit dem Entgelt für den Monat Januar 2013 eine 
Einmalzahlung in Höhe von 1,5 v.H. der gesamten im Vorjahr gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallenden Mitarbeiter 
des jeweiligen Dienstgebers an alle unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallen-
den Mitarbeiter ausgeschüttet. 2Das für das Leistungsentgelt und/oder die Sozial-
komponente zur Verfügung stehende Gesamtvolumen erhöht sich im Jahr 2013 um 
den Restbetrag des Gesamtvolumens aus dem Jahr 2012. 3In den ersten 12 Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Anlage wird das Leistungsentgelt nach Absatz 3 monatlich 
ausgezahlt. 4Eine Dienstvereinbarung ist für diesen Zeitraum ausgeschlossen.“ 

 
 
3. In § 15 der Anlage 32 zu den AVR wird Absatz 3 wie folgt neu gefasst: 
 

„(3) 1Das für das Leistungsentgelt und/oder die Sozialkomponente zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen entspricht im Jahr 2010 1,25 v.H. der ab Inkrafttreten die-
ser Anlage im Jahr 2010 gezahlten ständigen Monatsentgelte, im Jahr 2011 1,5 v.H. 
der im Jahr 2011 gezahlten ständigen Monatsentgelte und im Jahr 2012 1,75 v.H. der 
im Jahr 2012 gezahlten ständigen Monatsentgelte aller unter den Geltungsbereich 
dieser Anlage fallenden Mitarbeiter des jeweiligen Dienstgebers. 2Das zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden. 

 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  
1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozialversi-
cherungsbeiträge des Dienstgebers und dessen Beiträge für die Zusatzversorgung), 
die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen sowie Entgelt im Krankheitsfall und bei 
Urlaub, soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr ausgezahlt worden 
sind; nicht einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschä-
digungen, Einmalzahlungen, Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Struktur-
ausgleiche, unständige Entgeltbestandteile und Entgelte der Mitarbeiter im Sinne des 
§ 3 Abs. (g) des Allgemeinen Teils zu den AVR. 2Unständige Entgeltbestandteile kön-
nen betrieblich einbezogen werden. 

 
Anmerkung zu Abs. 3:  
Ab dem Jahr 2012 strebt die Arbeitsrechtliche Kommission an, den Vomhundertsatz 
des TVöD zu übernehmen.“ 
 
 

4.  In § 15 der Anlage 32 zu den AVR wird Absatz 4 wie folgt neu gefasst: 



Deutscher  
Caritasverband 

 

 
 
Dokument:  Beschlüsse BK 1/2012  
Stand:   15.03.2012 
Seite:  5 

 

  
„(4) 1Kommt eine Dienstvereinbarung im Kalenderjahr 2012 zum Leistungsentgelt 
und/oder zur Sozialkomponente nicht zu Stande, wird aus dem zur Verfügung ste-
henden jährlichen Gesamtvolumen mit dem Entgelt für den Monat Januar 2013 eine 
Einmalzahlung in Höhe von 1,5 v.H. der gesamten im Vorjahr gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallenden Mitarbeiter 
des jeweiligen Dienstgebers an alle unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallen-
den Mitarbeiter ausgeschüttet. 2Das für das Leistungsentgelt und/oder die Sozial-
komponente zur Verfügung stehende Gesamtvolumen erhöht sich im Jahr 2013 um 
den Restbetrag des Gesamtvolumens aus dem Jahr 2012. 3In den ersten 12 Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Anlage wird das Leistungsentgelt nach Absatz 3 monatlich 
ausgezahlt. 4Eine Dienstvereinbarung ist für diesen Zeitraum ausgeschlossen.“ 

 
 
5.  In § 14 der Anlage 33 zu den AVR wird Absatz 3 wie folgt neu gefasst: 
 

„(3) 1Das für das Leistungsentgelt und/oder die Sozialkomponente zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen entspricht im Jahr 2010 1,25 v.H. der ab Inkrafttreten die-
ser Anlage im Jahr 2010 gezahlten ständigen Monatsentgelte, im Jahr 2011 1,5 v.H. 
der im Jahr 2011 gezahlten ständigen Monatsentgelte und im Jahr 2012 1,75 v.H. der 
im Jahr 2012 gezahlten ständigen Monatsentgelte aller unter den Geltungsbereich 
dieser Anlage fallenden Mitarbeiter des jeweiligen Dienstgebers. 2Das zur Verfügung 
stehende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden. 

 
Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  
1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozialversi-
cherungsbeiträge des Dienstgebers und dessen Beiträge für die Zusatzversorgung), 
die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen sowie Entgelt im Krankheitsfall und bei 
Urlaub, soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr ausgezahlt worden 
sind; nicht einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschä-
digungen, Einmalzahlungen, Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Struktur-
ausgleiche, unständige Entgeltbestandteile und Entgelte der Mitarbeiter im Sinne des 
§ 3 Abs. (g) des Allgemeinen Teils zu den AVR. 2Unständige Entgeltbestandteile kön-
nen betrieblich einbezogen werden. 

 
Anmerkung zu Abs. 3:  
Ab dem Jahr 2012 strebt die Arbeitsrechtliche Kommission an, den Vomhundertsatz 
des TVöD zu übernehmen.“ 
 
 

6.  In § 14 der Anlage 33 zu den AVR wird Absatz 4 wie folgt neu gefasst: 
  

„(4) 1Kommt eine Dienstvereinbarung im Kalenderjahr 2012 zum Leistungsentgelt 
und/oder zur Sozialkomponente nicht zu Stande, wird aus dem zur Verfügung ste-
henden jährlichen Gesamtvolumen mit dem Entgelt für den Monat Januar 2013 eine 
Einmalzahlung in Höhe von 1,5 v.H. der gesamten im Vorjahr gezahlten ständigen 
Monatsentgelte aller unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallenden Mitarbeiter 
des jeweiligen Dienstgebers an alle unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallen-
den Mitarbeiter ausgeschüttet. 2Das für das Leistungsentgelt und/oder die Sozial-
komponente zur Verfügung stehende Gesamtvolumen erhöht sich im Jahr 2013 um 
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den Restbetrag des Gesamtvolumens aus dem Jahr 2012. 3In den ersten 12 Monaten 
nach Inkrafttreten dieser Anlage wird das Leistungsentgelt nach Absatz 3 monatlich 
ausgezahlt. 4Eine Dienstvereinbarung ist für diesen Zeitraum ausgeschlossen.“ 

 
 
7.  Die Änderungen treten zum 1. Januar 2012 in Kraft. 
 
 
 
Fulda, den 15. März 2012 
 
 
 
Unterschrift des Vorsitzenden 
 
 
 
Erläuterungen 
 
A. Anlage 22 zu den AVR (Besondere Regelungen für Alltagsbegleiter) 
 
Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
Die frühere Anlage 20 zu den AVR - Besondere Regelungen für Alltagsbegleiter in der ambulanten 
Altenpflege - war befristet und wurde nicht über den 31. Dezember 2007 hinaus verlängert. In der 
Praxis wurde weiterhin ein Regelungsbedarf gesehen. Der Ausschuss Alltagsbeglei-
ter/Präsenzkräfte der Beschlusskommission empfiehlt daher der Kommission, zum 1. Januar 2012 
befristet bis zum 31.12.2016 eine neue Anlage 22 zu den AVR - Besondere Regelungen für All-
tagsbegleiter - zu beschließen. 
 
Inhaltlich orientiert sich die neue Anlage 22 zu den AVR an der früheren Anlage 20 zu den AVR. 
Sie gilt nur für Alltagsbegleiter in der ambulanten Altenpflege. Alltagsbegleiter im Sinne dieser Re-
gelung dürfen weder in der stationären Pflege eingesetzt werden noch dürfen durch sie Pflege-
fach- und Pflegehilfskräfte in der ambulanten Altenpflege ersetzt werden. Die Vergütung eines 
vollbeschäftigten Alltagsbegleiters entspricht der Höhe nach einer Vergütung nach Vergütungs-
gruppe 11 Stufe 1 der Anlage 3 zu den AVR. 
 
Beschlusskompetenz 
Die Bundeskommission hat gemäß § 10 Absatz 1 AK-Ordnung eine umfassende Regelungszu-
ständigkeit mit Ausnahme der Bereiche, die ausschließlich den Regionalkommissionen zugewie-
sen sind. Da den Regionalkommissionen die Festlegung der Höhe aller Vergütungsbestandteile, 
des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Rahmen 
der von der Bundesebene vorgegebenen Mittelwerte und Bandbreiten sowie die Zuständigkeit für 
Regelungen der Beschäftigungssicherung übertragen wurden (§ 10 Absätze 2 und 3 AK-Ordnung), 
ergibt sich hieraus im Umkehrschluss eine Zuständigkeit der Bundeskommission für alle sonstigen, 
d.h. manteltariflichen bzw. strukturellen Regelungsgegenstände. 
Die Verhandlungskommission der Bundeskommission hat am 9. Februar 2012 gemäß § 13 Absatz 
1 Sätze 1 und 2 AK-Ordnung den oben wiedergegebenen Beschluss gefasst und gemäß § 13 Ab-
satz 1 Satz 2 AK-Ordnung an die Beschlusskommission mit der Empfehlung einer entsprechenden 
Beschlussfassung weitergeleitet. 
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B. Ergänzung des § 15 der Anlagen 31 und 32 zu den AVR sowie des § 14 der Anlage 33 zu 
den AVR (Leistungsentgelt) 
 
Regelungsziel und wesentlicher Inhalt  
Die Tarifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes haben in § 18 TVöD/VKA die Regelung getrof-
fen, dass ab dem 01.01.2007 ein Leistungsentgelt eingeführt wird. Das Leistungsentgelt soll eine 
variable und leistungsorientierte Bezahlung zusätzlich zum Tabellenentgelt sein. Die Tarifvertrags-
parteien haben folgende Staffelung des Leistungsentgelts vorgesehen: 
- ab 1. Januar 2010 1,25 v. H., 
- ab 1. Januar 2011 1,50 v. H., 
- ab 1. Januar 2012 1,75 v. H. und 
- ab 1. Januar 2013 2,00 v. H. 
der ständigen Monatsentgelte des Vorjahres aller unter den Geltungsbereich des TVöD fallenden 
Beschäftigten des jeweiligen Arbeitgebers. 
Das für das Leistungsentgelt zur Verfügung stehende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu 
verwenden; es besteht die Verpflichtung zu jährlicher Auszahlung der Leistungsentgelte. 
Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 21.10.2010 war 
von dem erklärten Willen beider Seiten getragen, zu einer möglichst inhaltsidentischen Umsetzung 
des TVöD in die AVR zu kommen. Dabei wurde für die Höhe der Leistungsvergütung im Jahre 
2012 und den Folgejahren in einer Anmerkung zu Absatz 3 der insoweit einschlägigen Regelungen 
lediglich eine Absichtserklärung abgegeben. 
Die Umsetzung dieser Absichtserklärung für das 2012 wird mit dem Beschluss erreicht. Der Be-
schluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 21.10.2010 war von dem 
erklärten Willen beider Seiten getragen, zu einer möglichst inhaltsidentischen Umsetzung des 
TVöD in die AVR zu kommen. Dabei wurde für die Höhe der Leistungsvergütung im Jahre 2012 
und den Folgejahren in einer Anmerkung zu Absatz 3 der insoweit einschlägigen Regelungen le-
diglich eine Absichtserklärung abgegeben. Mit den Beschlüssen unter Ziffer 1, 3 und 5 wird diese 
Absichtserklärung für das Jahr 2012 umgesetzt. 
 
Mit diesen Beschlüssen Ziffer 2, 4 und 6 werden in den jeweiligen Anlagen Regelung getroffen für 
den Fall, dass in einer Einrichtung keine Dienstvereinbarung zum Leistungsentgelt und/oder zur 
Sozialkomponente zu Stande kommt. Die Regelung sieht vor, dass dann, wenn im Jahr 2012 keine 
Dienstvereinbarung zum Leistungsentgelt und/oder zur Sozialkomponente abgeschlossen wird, 
aus dem zur Verfügung stehenden Gesamtvolumen aus 2012 mit dem Entgelt für den Monat Ja-
nuar 2013 eine Einmalzahlung in Höhe von nur 1,5 v.H. der gesamten im Vorjahr gezahlten stän-
digen Monatsentgelte an alle Mitarbeiter des jeweiligen Dienstgebers ausgeschüttet wird. Die übri-
gen 0,25 % des zur Verfügung stehenden Gesamtvolumens des Leistungsentgelts und/oder der 
Sozialkomponente bleiben im „Topf“ und erhöhen für das Kalenderjahr 2013 das Gesamtvolumen. 
Mit dieser Maßnahme soll ein Anreiz zum Abschluss von Dienstvereinbarungen zum Leistungsent-
gelt und/oder zur Sozialkomponente geschaffen werden. Damit soll verhindert werden, dass sich 
das Leistungsentgelt zu einem zusätzlichen Entgelt entwickelt und der Sinn und Zweck der Leis-
tungs- bzw. Sozialkomponente verloren geht. 
Durch die Regelung in den Sätzen 3 und 4 der jeweiligen Absätzen 4 soll sichergestellt werden, 
dass jeder Mitarbeiter die ersten 12 Monate nach der Überleitung das Leistungsentgelt nach Ab-
satz 3 monatlich ausbezahlt erhält. Die Regelung gilt v.a. für die Regionalkommissionen, die die 
neuen Anlagen 30 bis 33 zu den AVR nicht zum 01.01.2011 sondern zu einem späteren Zeitpunkt 
übernommen haben. Damit soll gewährleistet werden, dass jeder übergeleitete Mitarbeiter die ers-
ten 12 Monate nach der Überleitung das Leistungsentgelt nach Absatz 3 (1,5 % für 2011 bzw. 
1,75% für 2012) monatlich ausbezahlt erhält.  
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Beschlusskompetenz 
Die Bundeskommission hat gemäß § 10 Absatz 1 AK-Ordnung eine umfassende Regelungszu-
ständigkeit mit Ausnahme der Bereiche, die ausschließlich den Regionalkommissionen zugewie-
sen sind. Da den Regionalkommissionen die Festlegung der Höhe aller Vergütungsbestandteile, 
des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Rahmen 
der von der Bundesebene vorgegebenen mittleren Werte und Bandbreiten sowie die Zuständigkeit 
für Regelungen der Beschäftigungssicherung übertragen wurden (§ 10 Absätze 2 und 3 AK-
Ordnung), ergibt sich hieraus im Umkehrschluss eine Zuständigkeit der Bundeskommission für alle 
sonstigen, d.h. manteltariflichen bzw. strukturellen Regelungsgegenstände, worunter auch die Re-
gelungen zur Arbeitsbefreiung in § 10 des Allgemeinen Teils der AVR fallen. Außerdem ist die 
Bundeskommission für die Festlegung der o.g. mittleren Werte und Bandbreiten zuständig. 
Im vorliegenden Text werden Strukturveränderungen in den AVR vorgenommen, die in die Zu-
ständigkeit der Bundeskommission fallen. 
 
 


